
 
Der Bürgermeister 
Fachbereich 4 - Finanzen, Wohn- und Grundstücksmanagement 
 
 

Vorlage Nr. 332/23 

 
 
 

Betreff: 
 

Klärschlammverwertungsgesellschaft Steinfurt mbH (KVGST): Aufnahme einer 
weiteren Gesellschafterin (hier: die Stadt Steinfurt) sowie Anpassung des 
Gesellschaftsvertrages 

  
Status: öffentlich 

 

Beratungsfolge 

Rat der Stadt Rheine 26.09.2023 Berichterstattung durch: Herrn Krümpel 

Betroffenes Leitprojekt/Betroffenes Produkt 

Eigenbetrieb Technische Betriebe Rheine 
Produktgruppe 42 Finanzen 

 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

 Ja  Nein 

 einmalig  jährlich  einmalig + jährlich 
 
 

Ergebnisplan   Investitionsplan 
 

Erträge        € Einzahlungen       € 
Aufwendungen        € Auszahlungen       € 
Verminderung Eigenkapital       € Eigenanteil       € 
 
 

Finanzierung gesichert 
 

 Ja  Nein 
durch 

 Haushaltsmittel bei Produkt / Projekt       
 sonstiges (siehe Begründung) 
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Vorlage Nr. 332/23 
 
Beschlussvorschlag/Empfehlung: 
Der Rat der Stadt Rheine ermächtigt seine Vertretung in der Gesellschafterversammlung der 
Klärschlammverwertungsgesellschaft Steinfurt mbH (KVGST), nachfolgende Beschlüsse zu 
fassen: 
 

a) Die Gesellschafterversammlung der KVGST stimmt der Beteiligung der Stadt Steinfurt 
an der KVGST als neue Gesellschafterin im Wege der Kapitalerhöhung durch Übernah-
me eines Stammkapitals von 12.000 € zum Stichtag 01.01.2024 bei gleichzeitigem 
Verzicht der übrigen Gesellschafter auf das Bezugsrecht zu. 
 

b) Die Gesellschafterversammlung der KVGST stimmt der Änderung des Gesellschafts-
vertrages, wie in dem als Anlage 1 beigefügten Entwurf der Urkunde dargestellt, zu. 
 

c) Die Gesellschafterversammlung der KVGST stimmt der Bevollmächtigung (Anlage 2) 
der beiden Geschäftsführer der KVGST, Herrn Carsten Rehers und Frau Eva Witthake, 
zur Abgabe der notwendigen Erklärungen zu den unter a) und b) gefassten Beschlüs-
sen gegenüber dem Handelsregister zu. 

 
 
 
 
Begründung: 
 
a) Beitritt der Stadt Steinfurt:  

Die Stadt Steinfurt hat nach der KVGST-Gründungsversammlung, die am 06.12.2022 
stattgefunden hat, mitgeteilt, dass sie ebenfalls Gesellschafterin der KVGST werden 
möchte. Die Gesellschafterversammlung der KVGST hat in der ersten Sitzung am 
03.03.2023 Bereitschaft zu einer Neuaufnahme erklärt und die Geschäftsführung der 
KVGST ermächtigt, die notwendigen Schritte einzuleiten.  
Vom beauftragten Notar wurde der Entwurf einer Urkunde übersandt (Anlage 1). Dieser 
Entwurf wurde um die von der Kommunalaufsicht geforderten Änderung/Ergänzung 
des § 12 Abs. Abs. 1 des Urkundenentwurfs/Gesellschaftsvertrages ergänzt (wird spä-
ter ausgeführt).  
 
Mit Unterzeichnung der Urkunde würde der Beitritt der Stadt Steinfurt im Wege einer 
Kapitalerhöhung von 100.000 € auf 112.000 €, der Verzicht auf das Vorkaufsrecht der 
Gesellschaftsanteile von den bisherigen Gesellschaftern und eine Verschiebung der 
Stimmanteile zu Gunsten der Stadt Steinfurt erklärt. Die Stadt Steinfurt würde als neue 
Gesellschafterin einen Stammkapitalbetrag in Höhe von 12.000 € übernehmen.  
 
Durch die Aufnahme der Stadt Steinfurt als neue Gesellschafterin sowie die vorstehen-
de Stammkapitalerhöhung von 100.000 € auf 112.000 € würden sich die Stimmanteile 
der Gesellschafter wie folgt verändern: 



- 3 - 

 

 

Gesellschafter 

lfd. 
Nummer 

des 
Geschäfts
-anteils 

oder 
Nummern 

der 
Geschäfts
-anteile 

Nenn-
betrag 

des 
einzelnen 
Geschäfts
-anteils in 

Euro 
 

Gesamt-
umfang der 
Beteiligung 
der Gesell-

schafter mit 
mehreren 

Geschäftsan-
teilen in % 

VORHER 

Gesamt-
umfang der 
Beteiligung 
der Gesell-

schafter mit 
mehreren 

Geschäftsan-
teilen in % 

NEU 

 

Name, 
Vorname / 

Firma 

Wohnort / 
Satzungssitz 

Veränder-
ungsspalte 

Stadt Rheine Rheine 1 – 12.000 1,00 EUR 12,0 % 10,71 % - 1,29 % 

Stadt 

Ibbenbüren 
Ibbenbüren 

12.001 – 

24.000 
1,00 EUR 12,0 % 10,71 % - 1,29 % 

Gemeinde 
Mettingen 

Mettingen 
24.001 – 
36.000 

1,00 EUR 12,0 % 10,71 % - 1,29 % 

Stadt Greven Greven 
36.001 – 
44.000 

1,00, EUR 8,0 % 7,14 % - 0,86 % 

Gemeinde 
Hopsten 

Hopsten 
44.001 – 
48.000 

1,00 EUR 4,0 % 3,57 % - 0,43 % 

Stadt Horstmar Horstmar 
48.001 – 

52.000 
1,00 EUR 4,0 % 3,57 % - 0,43 % 

Gemeinde 
Ladbergen 

Landbergen 
52.001 - 
56.000 

1,00 EUR 4,0 % 3,57 % - 0,43 % 

Gemeinde Laer Laer 
56.001 - 
60.000 

1,00 EUR 4,0 % 3,57 % - 0,43 % 

Stadt 
Lengerich 

Lengerich 
60.001 - 
64.000 

1,00 EUR 4,0 % 3,57 % - 0,43 % 

Gemeinde 

Lotte 
Lotte 

64.001 – 

68.000 
1,00 EUR 4,0 % 3,57 % - 0,43 % 

Gemeinde 
Neuenkirchen 

Neuenkirchen 
68.001 – 
70.920 

1,00 EUR 2,92 % 2,61 % - 0,31 % 

Gemeinde 
Nordwalde 

Nordwalde 
70.921 – 
74.920 

1,00 EUR 4,0 % 3,57 % - 0,43 % 

Stadt Ochtrup Ochtrup 
74.921 – 
78.920 

1,00 EUR 4,0 % 3,57 % - 0,43 % 

Gemeinde 

Recke 
Recke 

78.921 – 

82.920 
1,00 EUR 4,0 % 3,57 % - 0,43 % 

Gemeinde 
Saerbeck 

Saerbeck 
82.921 - 
86.920 

1,00 EUR 4,0 % 3,57 % - 0,43 % 

Stadt 
Tecklenburg 

Tecklenburg 
86.921 – 
90.920 

1,00 EUR 4,0 % 3,57 % - 0,43 % 

Gemeinde 
Westerkappeln 

Westerkappeln 
90.921 – 
94.920 

1,00 EUR 4,0 % 3,57 % - 0,43 % 

Gemeinde 

Wettringen 
Wettringen 

94.921 – 

96.000 
1,00 EUR 1,08 % 1,00 % - 0,08 % 

Entsorgungsge
sellschaft 

Steinfurt mbH 

Saerbeck 
96.001 – 
100.000 

1,00 EUR 4,0 % 3,57 % - 0,43 % 

Stadt Steinfurt Steinfurt 
100.001 – 
112.000 

1,00 EUR 0,0 % 10,71 % + 10,71 % 
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Die Aufnahme der Stadt Steinfurt als Gesellschafterin bedarf eines Anzeigeverfahrens 
gem. § 115 GO NRW bei der zuständigen Kommunalaufsicht für alle bisherigen Gesell-
schafterinnen.  
Die Stadt Steinfurt ist hier gem. § 115 Abs. 1 lit. b GO, „Beteiligung an einer Gesell-
schaft“, die übrigen Gesellschafterinnen (Städte/Gemeinden/Kreis) sind gem. § 115 
Abs. 1 lit. e GO („einflussminderndes Rechtsgeschäft“) und § 115 Abs. 1 lit. a GO („we-
sentliche Änderung des Gesellschaftsvertrages“) verpflichtet. Die EGST/ KVGST bietet 
an, für alle Gesellschafterinnen das Anzeigeverfahren in Zusammenarbeit mit der 
Kommunalaufsicht des Kreises Steinfurt zu koordinieren. 
 

b) Weitere Änderung der Satzung der Gesellschaft/des „Gesellschaftsvertrages“ Ergän-
zung des § 12 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages:  
Neben der Satzungsänderungen, die durch die Kapitalerhöhung und den Beitritt der 
Stadt Steinfurt bedingt sind, ist eine weitere Ergänzung der Satzung/des Gesellschafts-
vertrages erforderlich. 
Im Vorfeld des Beitritts der Stadt Steinfurt zur KVGST wurde die Kommunalaufsicht der 
Bezirksregierung Münster und die des Kreises Steinfurt eingebunden. Es wurde seitens 
der Bezirksregierung Münster darauf hingewiesen, dass in § 12 Abs. 1 der Satzung/des 
Gesellschaftsvertrages der Hinweis aus § 108 Abs. 3 Satz 2 i.V.m. Satz 1 Nr. 1 b Ge-
meindeordnung NRW (GO NRW) fehlt. In dieser Bestimmung ist geregelt, dass die an 
der Gesellschaft beteiligten Gemeinden auf eine Wirtschaftsführung, der eine 5-jährige 
Finanzplanung zu Grunde gelegt wird, hinzuwirken haben.  
 
§ 12 Abs. 1 Satz 2 der Satzung der Gesellschaft wird daher ergänzt, um die kommunal-
rechtlichen Anforderungen aus § 108 Abs. 3 Satz 2 i.V.m. Satz 1 Nr. 1b GO NRW einzu-
halten.  
Nach den Worten „... Jahren bezieht“ wird der nachfolgende Passus ergänzt:  
„und den unmittelbar und mittelbar beteiligten Kommunen sowie übrigen Gesellschaf-
tern zur Kenntnis gebracht wird.“ 
 
Demgemäß erhält § 12 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages folgende Neufassung:  
 
„(1) Die Geschäftsführung hat in angemessener Zeit vor Beginn eines jeden Geschäfts-
jahres einen Wirtschaftsplan aufzustellen, der den Investitions-, Finanz- sowie den Er-
folgsplan umfasst. Ferner erstellt die Geschäftsführung eine Mittelfristplanung, die sich 
auf einen Zeitraum von fünf Jahren bezieht und den unmittelbar und mittelbar beteilig-
ten Kommunen sowie übrigen Gesellschaftern zur Kenntnis gebracht wird.“ 

 
c) Vollmachten: 

Die für die oben unter a) und b) beschriebenen Änderungen notwendigen Erklärungen 
zum Handelsregister sollen durch bevollmächtigte Vertreter der bisherigen Gesell-
schafterinnen für die KVGST und für die Stadt Steinfurt durch die Bürgermeisterin, Frau 
Claudia Bögel-Hoyer, unterzeichnet werden. Das würde eine Terminfindung und einen 
gemeinsamen Termin aller Hauptvertretungsbeamten/-innen der Kommunen entbehren 
und zur Verwaltungsvereinfachung beitragen. 
Um dieses Verfahren durchführen zu können, müssen die zuständigen Vertretungsor-
gane der Gesellschafterinnen ihren Vertreter/ihre Vertreterin in der KVGST-
Gesellschafterversammlung ermächtigen, die Bevollmächtigung für die Abgabe der er-
forderlichen Erklärungen zum Handelsregister erteilen zu dürfen. Bevollmächtigt wer-
den sollen der KVGST-Geschäftsführer, Herr Carsten Rehers, und die KVGST-
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Geschäftsführerin, Frau Eva Witthake. Ein entsprechendes Muster ist als Anlage 2 bei-
gefügt.  
 

Zur Information sind die Lesefassung der Satzung/des Gesellschaftsvertrages (Anlage 3) 
nach den vorstehenden Änderungen und das Anschreiben ans Amtsgericht im Entwurf (An-
lage 4) ebenfalls beigefügt! 
 
Alle Räte der Gesellschafterinnen, der Kreistag und die Entscheidungsorgane der Beteili-
gungsgesellschaft des Kreises Steinfurt sowie der EGST und der KVGST werden zeitnah in-
formiert und beteiligt. Die Kommunalaufsicht der Bezirksregierung Münster und des Kreises 
Steinfurt wurden ebenfalls frühzeitig eingebunden, um die erforderlichen kommunalrechtli-
chen Anzeigen abstimmen und vorbereiten zu können. 
 
Für die Stadt Rheine ergeben sich keine Folgekosten und keine Auswirkungen auf den Haus-
haltsplan.  
 
 
 
 
 
Anlagen: 
 
Anlage 1: Entwurf der Urkunde  
Anlage 2: Vollmacht zur Vertretung 
Anlage 3: Lesefassung der Satzung/des Gesellschaftsvertrages 
Anlage 4: Anschreiben ans Amtsgericht (Entwurf) 
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